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Aufruf zur Bücherspende

Das Deutsche Notarinstitut möchte insbesondere in ent-
legenen Rechtsgebieten und im Bereich älterer Literatur 
seine Bestände gezielt aufstocken. Viele der betreffenden 
Werke sind vergriffen. Zudem setzt uns das Bibliotheks-
budget Grenzen. Wir bitten daher um Bücher- und Lite-
raturspenden. Manche Kollegin und mancher Kollege ist 
möglicherweise im Besitz derartiger Werke und hat hierfür 
keine Verwendung mehr.

Wir bitten die potenziellen Spender, sich an den auf der 
Homepage des DNotI unter dem Link www.dnoti.de/
DOC/Literatur/Literaturspende.pdf aufgelisteten Werken 
zu orientieren. Die Liste wird laufend aktualisiert. Aus 
Kapazitätsgründen ist uns leider die Abnahme kompletter 
Bibliotheken nicht möglich.

Vielen Dank für Ihre Spendenbereitschaft!

Ihr DNotI

BeurkG §§ 39a, 42; BGB § 182 Abs. 2; GBO 
§ 29
Übersendung einer Genehmigungserklä-
rung für einen Grundstückskaufvertrag an 
den den Kaufvertrag vollziehenden Notar 
als elektronisches Dokument

I. Sachverhalt
An einer anderen Notarstelle wurde ein Grundstückskauf-
vertrag beurkundet. Der Verkäufer wurde vollmachtlos 
vertreten. Er erscheint im Notariat, um die Genehmigungs-
erklärung beglaubi gen zu lassen. Zur Beschleunigung des 
Vertragsvollzugs wird erwogen, von der unterschriftsbeglau-
bigten Genehmigungserklärung ein elektronisches Doku-
ment mit qualifizierter elektronischer Signatur zu erstellen. 
Dieses Dokument soll an den Notar versandt werden, der 
den Kaufvertrag vollzieht. Der vollziehende Notar beab-
sichtigt, von dem elektronischen Dokument einen beglau-
bigten Ausdruck zu erstellen und diesen zum Vollzug beim 
Grundbuch amt einzureichen.

II.  Frage
Wahrt das geschilderte Vorgehen die erforderliche Form? 

In halts über sicht

In eigener Sache

Aus der Gut ach ten pra xis des DNo tI 

BeurkG §§ 39a, 42; BGB § 182 Abs. 2; GBO § 29 – Übersendung 
einer Genehmigungserklärung für einen Grundstückskaufver-
trag an den den Kaufvertrag vollziehenden Notar als elektroni-
sches Dokument

BeurkG § 34 – Sorgerechtsverfügung; Vormundbenennung 
durch letztwillige Verfügung; amtliche Verwahrung 

Gut ach ten im Ab ruf-Dienst

Rechts pre chung 

GBO §§ 20, 47 Abs. 2 S. 1 – Immobilienerwerb durch beste-
hende GbR möglich; kein Richtigkeitsnachweis betreffend 
Identität, Existenz oder Vertretungsverhältnisse erforderlich

BGB §§ 1896, 1897 – Subsidiarität der Betreuung gegenüber 
Vorsorgevollmacht 

BGB §§ 2075, 2269, 2270 – Anwendung der Pflichtteilsstraf-
klausel auch bei Geltendmachung der Unwirksamkeit eines 
gemeinschaftlichen Testaments

Li te ra tur

Veranstaltungen
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III. Zur Rechtslage
1.  Bestehende Formerfordernisse
a)  Materiell-rechtliche Lage, § 182 Abs. 2 BGB
In materiell-rechtlicher Hinsicht bestimmt § 182 Abs. 2 
BGB, dass eine Zustimmungs erklärung nicht der für 
das Rechtsgeschäft bestimmten Form bedarf. So ist 
anerkannt, dass die Zustimmung zu Grundstücksgeschäf-
ten nicht die Form des § 311b Abs. 1 BGB (BGH DNotZ 
1994, 764 = NJW 1994, 1344 = DNotI-Report 1994, 5) und 
dass die Zustimmung des Eigentümers zur Auflassung des 
Grundstücks durch einen Dritten grundsätzlich nicht die 
Form des § 925 BGB erfordert (BGH DNotZ 1999, 40 = 
NJW 1998, 1482 = DNotI-Report 1998, 71; bei der Ein-
willigung als vorheriger Zustimmung darf darüber hinaus 
die freie Widerruflichkeit nach § 183 BGB keiner Ein-
schränkung unterliegen). Ist demnach die Genehmigungser-
klärung formfrei mög lich, genügt in materiell-rechtlicher 
Hinsicht jede Art der Übermittlung an den den Kaufver-
trag vollziehenden Notar, der regelmäßig zur Entgegennah-
me der Genehmigungserklärung für die übrigen Beteiligten 
bevollmächtigt wird.

b) Grundbuchverfahrensrechtliches Formerforder-
nis, § 29 GBO
In grundbuchverfahrensrechtlicher Hinsicht bestimmt 
§ 29 Abs. 1 S. 1 GBO, dass die Eintragungsbewilligung 
und die sonstigen zur Eintragung erforderlichen Erklä-
rungen durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur-
kunden nachzuweisen sind. Zu diesen sonstigen Erklärun-
gen zählen insbesondere auch Einwilligungs- und Geneh-
migungserklärungen (so Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 
14. Aufl. 2008, Rn. 154). Öffentliche Urkunden sind nach 
§ 415 Abs. 1 ZPO Urkunden, die von einer Behörde inner-
halb der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse oder von einer mit 
öffentlichem Glauben versehenen Person innerhalb des ihr 
zugewiesenen Geschäftskreises in der vorgeschrie benen 
Form aufgenommen sind; öffentlich beglaubigte Urkunden 
sind dabei insbeson dere auch notarielle Unterschriftsbe-
glaubigungen (Meikel/Hertel, GBO, 10. Aufl. 2009, § 29 
Rn. 295 ff.). Die in § 29 GBO genannten Urkunden können 
dem Grundbuchamt in Urschrift, in Ausfertigung und 
grundsätzlich auch (zu den – vorliegend nicht einschlägigen 
– Ausnahmen vgl. Meikel/Hertel, § 29 Rn. 402) in beglau-
bigter Abschrift vorgelegt werden. Selbst die beglaubigte 
Abschrift einer beglaubigten Ab schrift genügt den Anfor-
derungen des § 29 Abs. 1 S. 1 GBO (KG FGPrax 1998, 7 = 
Rpfleger 1998, 108; Schöner/Stöber, Rn. 169; Meikel/Her-
tel, § 29 Rn. 400; Bauer/von Oefele/Knothe, GBO, 2. Aufl. 
2006, § 29 Rn. 151).

2.  Würdigung der beabsichtigten Vorgehensweise
Ausdrückliche Stellungnahmen in Rechtsprechung oder Li-
teratur dazu, ob die beabsichtigte Vorgehensweise den Vor-
gaben des § 29 Abs. 1 S. 1 GBO genügt, sind uns nicht be-
kannt. U. E. werden diese Anforderungen jedoch gewahrt.

a)  Erzeugung des elektronischen Dokuments
Nach § 39a S. 1 BeurkG können u. a. Beglaubigungen 
auch elektronisch errichtet werden. Hierzu muss das er-
stellte Dokument mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur nach dem Signaturgesetz versehen werden, die auf 
einem dauerhaft prüfbaren Zertifikat beruhen soll. Mit dem 
Zeugnis muss eine Bestätigung der Notareigen schaft durch 
die zuständige Stelle verbunden werden. Das Zeugnis soll 
Ort und Tag der Ausstellung angeben (vgl. im Einzelnen zu 
diesen Anforderungen gem. § 39a S. 2-5 BeurkG: Winkler, 
BeurkG, 16. Aufl. 2008, § 39a Rn. 36 ff.; Malzer, DNotZ 

2006, 9, 23 ff.). Einen Anwendungsfall stellt insbesondere 
die Herstellung elektronisch beglaubigter Abschriften 
von notariellen Urkunden dar (Winkler, § 39a Rn. 10 ff.; 
Armbrüster/Preuß/Renner, BeurkG/DONot, 5. Aufl. 2009, 
§ 39a BeurkG Rn. 15 ff.; Malzer, DNotZ 2006, 9, 13 ff.).

Die Beweiskraft derartiger notariell erstellter elektro-
nischer Dokumente richtet sich nach §§ 371a Abs. 2, 
437 ZPO. Demnach finden die Vorschriften über die 
Beweis kraft öffentlicher Urkunden auf sie entspre-
chende Anwendung. Ist das Dokument mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur versehen, hat es zusätzlich 
die Vermu tung der Echtheit für sich (§§ 371a Abs. 2 S. 2, 
437 Abs. 1 ZPO). Daraus folgt, dass der Beweiswert eines 
notariell erstellten öffentlichen elektronischen Dokuments 
dem jenigen des papiergebundenen Vermerks i. S. d. § 39 
BeurkG entspricht (so Armbrüs ter/Preuß/Renner, § 39a 
BeurkG Rn. 22; Schippel/Bracker/Püls, BNotO, 9. Aufl. 
2011, Anh. § 24 Rn. 17). Eine elektronisch beglaubigte 
Abschrift hat somit die gleiche Qualität wie eine beglau-
bigte Abschrift in Papierform (so Winkler, § 39a Rn. 10; 
Malzer, DNotZ 2006, 9, 14). Soweit bei den Grundbuch-
ämtern entsprechende Einrichtungen bestünden (vgl. hierzu 
auch §§ 135 ff. GBO), könnte die elektronisch beglaubigte 
Abschrift selbst beim Grundbuchamt ein gereicht werden 
und würde die Form des § 29 GBO wahren.

b)  Transformation des elektronischen Dokuments 
in eine Papierurkunde (sog. Medientransfer)
Das Beurkundungsgesetz sieht darüber hinaus die Möglich-
keit vor, elektronische Dokumente wiederum in Papier-
dokumente umzuwandeln; man spricht insoweit vom 
„Medientransfer“. Zentrale Vorschrift für den Sonderfall 
(vgl. Winkler, § 39a Rn. 19) der Beglaubigung eines Aus-
drucks eines elektronischen Dokuments, das mit einer qua-
lifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz 
versehen ist, ist § 42 Abs. 4 BeurkG (zu Voraussetzungen 
und Formulierung des Beglaubigungs vermerks vgl. z. B. 
Winkler, § 42 Rn. 34 ff.; Malzer, DNotZ 2006, 9, 16 ff.). 
Letztlich handelt es sich dabei also um das Spiegelbild der 
Fertigung einer elektroni schen beglaubigten Abschrift (so 
Malzer, DNotZ 2006, 9, 17).

Der Beweiswert eines solchen Ausdrucks des öffentlichen 
elektronischen Dokuments richtet sich nach § 416a ZPO. 
Er steht demnach dem Beweiswert einer beglaubigten 
Abschrift der öffentlichen Urkunde gleich, wenn das 
Dokument mit einem Beglaubigungs vermerk versehen ist. 
Auf diese Weise ist der Medientransfer ohne Verlust des 
Beweiswerts möglich (Schippel/Bracker/Püls, Anh. § 24 
Rn. 18). Entspricht der Aus druck einer beglaubigten Ab-
schrift der Genehmigungserklärung, wird die Form des 
§ 29 Abs. 1 S. 1 GBO gewahrt.

c) Einschränkung
Das geschilderte Verfahren ist aber nicht geeignet, wenn 
das materielle Recht den Zugang der Urschrift oder 
einer Ausfertigung (§ 47 BeurkG) verlangt, da jene 
nicht als elektronisches Dokument errichtet werden können 
(Winkler, § 39a Rn. 8, 14). So muss beispielsweise bei Be-
urkundung eines Grundstückskaufvertrages im Wege von 
Angebot und Annahme bei Beurkundung der Annahme-
erklärung dem Annehmenden grundsätzlich die Angebots-
urkunde zugegangen sein (vgl. BGH DNotZ 1996, 967 = 
MittBayNot 1995, 274 = NJW 1995, 2217).
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BeurkG § 34 
Sorgerechtsverfügung; Vormundbenen-
nung durch letztwillige Verfügung; amtliche 
Verwahrung 

I. Sachverhalt
Junge Eltern wünschen anlässlich der Beurkun dung von 
Patientenverfügungen und Vorsorgevollmachten die ge-
trennte Beurkun dung von Sorgerechtsverfügungen betref-
fend ihr Benennungsrecht gem. § 1776 BGB bezüglich 
der Vormundschaft. Die Eltern wollen keine Hinterlegung 
dieser Verfügungen beim Nachlassgericht. Es sollen jedoch 
beglaubigte Abschriften für den benannten Vormund aus-
gehändigt werden.

II.  Fragen
Ist eine reine Sorgerechtsverfü gung als letztwillige Ver-
fügung in die amtliche Verwahrung beim Nachlassgericht 
zu geben? Ist in Anwendung von § 34 Abs. 2 BeurkG eine 
Verwahrung durch den Notar möglich? Ist die Sorgerechts-
verfügung durch das Nachlass gericht zu eröffnen? 

III. Zur Rechtslage
1. Zur Vormundbenennung durch letztwillige Ver-
fügung
Gem. § 1776 Abs. 1 BGB ist als Vormund berufen, wer 
von den Eltern des Mündels als Vor mund benannt ist. Nach 
§ 1777 Abs. 3 BGB wird der Vormund durch letztwillige 
Ver fügung benannt. Erforderlich ist damit anerkannter-
maßen die Benennung durch (auch gemeinschaftliches) 
Testament oder Erbvertrag (Palandt/Diederichsen, BGB, 
70. Aufl. 2011, § 1777 Rn. 2; Staudinger/Engler, BGB, 
Neubearb. 2004, § 1777 Rn. 16; Soergel/Zimmermann, 
BGB, 13. Aufl. 2000, § 1777 Rn. 9). Eine wirksame 
Vormundbe nennung gem. § 1777 Abs. 3 BGB setzt also 
nicht nur voraus, dass die für die Errichtung letztwilliger 
Verfügungen geltenden Formvorschriften eingehalten wer-
den, sondern verlangt vielmehr die Errichtung einer letzt-
willigen Verfügung. 

Ist die letztwillige Verfügung ein Testament, treffen den No-
tar die regulären Verpflichtungen hinsichtlich Verwahrung 
bzw. Ablieferung, auch wenn es sich um ein Testament mit 
atypischem Inhalt handelt. Demnach ist u. E. auch das Ver-
fahren nach § 34 BeurkG einzuhalten. Sofern es sich um 
ein Einzeltestament han delt, ist dieses in einen Umschlag 
zu nehmen und dieser mit einem Prägesiegel zu ver schlie-
ßen. Der Umschlag mit dem Testament ist unverzüglich in 
die besondere amtliche Verwah rung zu bringen. Nach 
Eintritt des Erbfalls wäre die Verfügung durch das Nach-
lassgericht zu eröffnen. Denn nach Kenntnis vom Tod des 
Erblassers hat das Nachlassgericht alle aus der besonderen 
amtlichen Verwahrung oder durch Ablieferung nach § 2259 
BGB in seinen Besitz gelangten Urkunden zu eröffnen, die 
sich äußerlich als Verfü gungen des Erblassers von Todes 
wegen darstellen (vgl. nur Palandt/Weidlich, § 2263 Rn. 1). 

Wünscht der Erblasser die Errichtung einer Verfügung 
von Todes wegen, die entweder ihm ausgehändigt werden 
oder in der Verwahrung des Notars bleiben soll, hat er die 
Möglich keit, das vom Notar entworfene Testament eigen-
händig i. S. d. § 2247 BGB zu errichten; zum anderen 
kann der Erblasser einen Erbvertrag abschließen, weil bei 
Erbverträgen die be sondere amtliche Verwahrung aus-
geschlossen werden kann (vgl. Armbrüster, in: Armbrüster/
Preuß/Renner, BeurkG/DONot, Kommentar, 5. Aufl. 2009, 
§ 34 BeurkG Rn. 11). 

Da die Vormundbenennung auch in einem Erbvertrag 
als lediglich einseitige Verfügung getrof fen werden kann 
(Staudinger/Engler, § 1777 Rn. 15), scheidet die Errichtung 
eines Erbvertrages nur mit dem Inhalt einer letztwilligen 
Vormundbenennung aus, denn der Erbver trag muss min-
destens eine vertragsmäßige Verfügung i. S. d. § 2278 
BGB enthalten. Nach § 34 Abs. 2 BeurkG lässt sich daher 
allenfalls dann in dieser Weise verfahren, wenn neben der 
Vor mundbenennung noch eine weitere Verfügung von To-
des wegen als vertragsmäßige Verfügung getroffen werden 
soll. Denn nur dann wäre der Ab schluss eines Erbvertrages 
denkbar. 

2. Vormundbenennung für den Fall des lebzeitigen 
Ausfalls als Sorgerechtsinhaber 
Aus unserer Sicht kommt eine Vormundbenennung nicht 
nur für den Fall des Todes der Eltern, sondern auch für 
den Fall des lebzeitigen Ausfalls als Sorgerechtsinhaber 
(beispiels weise aufgrund Geschäftsunfähigkeit) in Be-
tracht. Zur Frage der Zulässigkeit und den Wirkungen 
einer sog. „Sorgerechtsvollmacht“ sei auf das ausführ-
liche Gutachten DNotI-Report 2010, 203 verwiesen. Den 
dortigen Ausführungen lässt sich entnehmen, dass die Form 
der Vomundbenennung für den Fall des lebzeitigen Aus-
falls des Sorgeberechtigten noch ungeklärt ist und insbe-
sondere eine analoge Anwendung des § 1777 Abs. 3 BGB 
fraglich erscheint. 

Geht man im Anschluss an diese Ausführungen davon aus, 
dass eine selbständige (schriftliche) Verfügung genügt, 
liegt insoweit kein ablieferungspflichtiges Testament 
vor. Etwas anderes gilt nur dann, wenn die Sorgerechtsvoll-
macht mit einer Vormundbenennung für den Fall des Todes 
verbunden wird (vgl. oben Ziff. 1). 

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutachten-
Abruf-Dienst im Internet unter: 

http://faxabruf.dnoti-online-plus.de 

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abruf-Nummer oder mit 
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls 
für die bisherigen Fax-Abruf-Gutachten. 

BGB § 577 
Vorkaufsrecht bei Auseinandersetzung einer GbR  
Abruf-Nr.: 103108

MaBV § 7 
Verbot der Vermischung von Sicherheiten nach § 3 und 
§ 7 MaBV  
Abruf-Nr.: 103234

AktG §§ 121, 124, 183, 184, 186, 243 
Vollversammlung mit nicht ordnungsgemäß ange-
kündigtem Bezugsrechtsausschluss; Verzicht auf Vor-
standsbericht; Fehlerfolgen; Registerkontrolle bei Ka-
pitalerhöhung
Abruf-Nr.: 103132

Gut ach ten im Ab ruf-Dienst
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GmbHG §§ 2 Abs. 1a, 66, 68 
Liquidation einer mit Musterprotokoll gegründeten 
GmbH/UG (haftungsbeschränkt); Vertretungsbefugnis 
der Liquidatoren; Erteilung von Einzelvertretungsbe-
fugnis sowie Befreiung von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB durch Gesellschafterbeschluss 
Abruf-Nr.: 108459

GBO §§ 20, 47 Abs. 2 S. 1
Immobilienerwerb durch bestehende GbR mög-
lich; kein Richtigkeitsnachweis betreffend Iden-
tität, Existenz oder Vertretungsverhältnisse er-
forderlich

Erwirbt eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 
Grundstücks- oder Wohnungseigentum, reicht es für die 
Eintragung des Eigentumswechsels in das Grundbuch 
aus, wenn die GbR und ihre Gesellschafter in der no-
tariellen Auflassungsverhandlung benannt sind und die 
für die GbR Handelnden erklären, dass sie deren alleini-
ge Gesellschafter sind; weiterer Nachweise der Existenz, 
der Identität und der Vertretungsverhältnisse dieser 
GbR bedarf es gegenüber dem Grundbuchamt nicht.

BGH, Beschl. vom 28.4.2011 – V ZB 194/10
Abruf-Nr.: 10974

Problem
Beim Grundstückserwerb durch eine bestehende GbR 
waren Teile der Literatur und Rechtsprechung seit einiger 
Zeit der Ansicht, dass der nach §§ 20, 29 GBO zu führen-
de Nachweis nur für den Fall möglich sei, dass die GbR 
neu gegründet wird, möglichst in der dem Grundbuchamt 
gem. § 20 GBO nachzuweisenden Auflassungsurkunde. 
Diese Auffassung vertraten etwa das OLG München (NZG 
2010, 1263 = MittBayNot 2011, 66 = ZNotP 2010, 443; 
NZG 2010, 1065 = Rpfleger 2010, 653) und einige andere 
Oberlandesgerichte (OLG Bamberg MittBayNot 2011, 221 
= NZG 2011, 427; OLG Köln NJW-RR 2011, 452 = NZG 
2011, 297 = NotBZ 2011, 143; OLG Hamm ZIP 2010, 2245 
= Rpfleger 2011, 198 = NotBZ 2011, 44; weitere Nachweise 
unter Tz. 17 des BGH-Beschlusses). Den betreffenden Ent-
scheidungen lag die Überlegung zugrunde, dass § 29 Abs. 1 
GBO beim Erwerb durch eine GbR einen Richtigkeitsnach-
weis in Urkundsform bezüglich der Existenz, Identität und 
Vertretung der GbR erforderlich macht. 

Von diesem Ansatz, der die Gestaltungs- und Eintragungs-
praxis maßgeblich beeinflusste, ging auch das KG Berlin 
(NotBZ 2010, 316 = NZG 2010, 861 = ZIP 2010, 1847) 
aus, das seinerseits Beschwerdeinstanz zum Beschluss des 
V. Zivilsenats des BGH vom 28.4.2011 war. Das KG Berlin 
bestätigte auf der Linie der strengen Ansicht des OLG Mün-
chen das Grundbuchamt in der Annahme, das Eigentum 
könne mangels Nachweiserbringung nicht auf die erwer-
bende Alt-GbR umgeschrieben werden. Anders wäre dies 
nach Ansicht des KG gewesen, wenn die Erwerber-GbR in 
der Erwerbsurkunde gegründet worden wäre.

Entscheidung
Der V. Zivilsenat des BGH erteilt der Ansicht des KG in 
seinem Beschluss vom 28.4.2011 eine klare Absage. Er 
gibt der Gestaltungs- und Grundbuchpraxis eindeutige 

Vorgaben, welche Angaben und Nachweise zur Erwerber-
GbR und deren Gesellschaftern verlangt werden dürfen 
und rückt damit „die Dinge [wieder] gerade“ (so die erste 
zustimmende Anmerkung von Reiff, LMK 2011, 318834). 

In der Sache befasst sich der BGH zunächst mit dem Ein-
wand des Grundbuchamts, die erwerbende GbR sei in der 
Erwerbsurkunde nicht hinreichend bestimmt bezeichnet. 
Der Rechtspfleger beim Grundbuchamt hatte im vorlie-
genden Fall nämlich gefordert, dass neben der Angabe der 
GbR und ihrer Gesellschafter „eindeutige die Gesellschaft 
als unverwechselbares Rechtssubjekt identifizierende An-
gaben“ – wie etwa „Erklärungen zum Gründungsort und 
zum Gründungszeitpunkt, aber auch Name und Sitz“ – vor-
gelegt werden. Der BGH entkräftet diesen Einwand unter 
Hinweis auf § 47 Abs. 2 S. 1 GBO. Er stellt klar, dass die 
Bezeichnung der erwerbenden GbR und ihrer Gesellschaf-
ter im Erwerbsvertrag ausreichend ist (Tz. 12 f.). Hingegen 
stehe der Name der GbR seit dem ERVGBG nicht (mehr) 
als taugliches Abgrenzungskriterium gegenüber anderen 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts zur Verfügung. Die 
Identifizierung der Gesellschaft erfolge über die not-
wendige Benennung ihrer Gesellschafter. Dabei richtet 
sich die Bezeichnung der Gesellschafter gem. § 15 Abs. 1 
lit. c GBV danach, ob es sich um natürliche Personen (§ 15 
Abs. 1 lit. a GBV) oder juristische Personen bzw. Handels- 
oder Partnerschaftsgesellschaften handelt (§ 15 Abs. 1 lit. b 
GBV). Für die Praxis bedeutet dies: Zusätzliche Identi-
fizierungsbehelfe sind grundbuchverfahrensrechtlich 
nicht erforderlich, andererseits aber auch nicht schädlich, 
z. B. wenn Name bzw. Sitz optional gem. § 15 Abs. 1 lit. c 
GBV im Grundbuch eingetragen werden. Zu Dokumen-
tationszwecken ist die Aufnahme zusätzlicher Identifizie-
rungsbehelfe in die Erwerbsurkunde sicher sinnvoll.

Als wegweisend sind die Ausführungen des BGH vor al-
lem deshalb zu begreifen, weil der V. Zivilsenat sich als 
erstes Rechtsprechungsorgan im Zusammenhang mit der 
GbR-Erwerbskonstellation hintergründig mit der durch 
das ERVGBG eingefügten Neuregelung des § 47 Abs. 2 
S. 1 GBO befasst. Der BGH arbeitet prägnant heraus, dass 
der Gesetzgeber mit der Einführung des § 47 Abs. 2 GBO 
grundbuchverfahrensrechtlich eine Ausgangslage schuf, 
die sich maßgeblich von derjenigen unterscheidet, die 
Grundlage des Beschlusses vom 4.12.2008 war (vgl. 
BGHZ 179, 102 = NJW 2009, 594 = DNotZ 2009, 115). 
Anders als damals wird das dingliche Recht jetzt grund-
buchrechtlich durch die Gesellschafter vermittelt, zumal 
der Gesetzgeber mit dem ERVGBG den Grundbuchverkehr 
erleichtern und nicht erschweren wollte. Der BGH legt die 
Neuregelung des § 47 Abs. 2 S. 1 GBO – dem telos der 
Norm entsprechend – dahingehend aus, dass sie einen in 
der Form des § 29 GBO zu führenden Nachweis der recht-
lichen Verhältnisse der GbR entbehrlich macht. Nicht ein-
mal dem Ansatz anderer Oberlandesgerichte, die zwar im 
Grundsatz einen Richtigkeitsnachweis in der Form des 
§ 29 GBO fordern, an dessen Erbringung aber erleichterte 
Anforderungen stellen, kann der BGH in Anbetracht von 
§ 47 Abs. 2 S. 1 GBO etwas abgewinnen (zu diesen An-
sätzen etwa: OLG Saarbrücken ZfIR 2010, 329 = DNotZ 
2010, 301 = MittBayNot 2010, 311; OLG Oldenburg ZfIR 
2010, 726 = RNotZ 2010, 538 = NotBZ 2010, 388; OLG 
Brandenburg NJW-RR 2011, 166 = NotBZ 2010, 459; sie-
he auch Tz. 18 des BGH-Beschlusses). 

Hinsichtlich der Nachweiserfordernisse schließt sich der 
BGH in Begründung und Ergebnis einer jüngst in der Li-
teratur vertretenen Ansicht an, derzufolge § 47 Abs. 2 S. 1 

Rechts pre chung
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GBO die Nachweisführung bezüglich der Erwerber-GbR 
grundbuchrechtlich über ihre Gesellschafter mediati-
siert (siehe Tz. 19 ff. des BGH-Beschlusses, u. a. mit Ver-
weis auf Reymann, ZNotP 2011, 84, 101 ff. und Ruhwinkel, 
DNotZ 2010, 304, 305). Die Argumente für die von § 47 
Abs. 2 S. 1 GBO ausgehenden Nachweiserleichterungen 
lauten im Wesentlichen wie folgt: § 47 Abs. 2 S. 1 GBO be-
trifft im Grunde einen „Sonderfall der in § 47 Abs. 1 GBO 
geregelten Eintragung eines gemeinschaftlichen Rechts“, 
was sich auf die Nachweisführung entsprechend nieder-
schägt. Materiell-rechtlich erwirbt zwar die GbR jeweils 
Eigentum. Grundbuchverfahrensrechtlich hat der Gesetzge-
ber den Nachweis für die nach § 873 Abs. 1 BGB erforder-
liche Eintragung aber an die Benennung der Gesellschafter 
bzw. an beurkundete Erklärungen der angeblichen Gesell-
schafter geknüpft. Systematisch betrachtet handelt es sich 
bei § 47 Abs. 2 S. 1 GBO um eine Eintragungsnorm, die – 
anders als die §§ 19 ff. GBO – keine in der Form des § 29 
GBO besonders nachzuweisenden Voraussetzungen bezüg-
lich der Existenz und Vertretung der GbR aufstellt. Genauso 
wenig wie die Gesellschafter bis zur Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit der GbR das von den Erwerbern in der 
beurkundeten Auflassung angegebene Gesellschafts- bzw. 
Gemeinschaftsverhältnis dem Grundbuchamt nachweisen 
mussten, wollte der Gesetzgeber, dass das Grundbuchamt 
nun im Rahmen des § 47 Abs. 2 S. 1 GBO diesbezügliche 
Nachweise verlangen bzw. eine diesbezügliche Richtig-
keitsprüfung vornehmen kann.

Bei allen zukünftigen Erwerbsfällen ist nach den Vorgaben, 
die der BGH der Gestaltungs- und Grundbuchpraxis an die 
Hand gibt, allein noch darauf abzustellen, ob die für die 
Gesellschaft handelnden Personen bei der Auflassung be-
urkundete Erklärungen zur Existenz, Identität und Ver-
tretung der GbR abgegeben haben. Einen Nachweis, dass 
diese Angaben richtig sind, kann das Grundbuchamt wegen 
§ 47 Abs. 2 S. 1 GBO grundsätzlich nicht verlangen (so 
jetzt auch OLG Zweibrücken, Beschl. v. 30.5.2011 – 3 W 
33/11 und 3 W 34/11). Etwas anderes gilt nur dann, wenn 
ausnahmsweise hinreichende Anhaltspunkte für das Unrich-
tigwerden des Grundbuchs gegeben sind. 

Jenseits der Nachweiserfordernisse im Rahmen der Eigen-
tumsumschreibung deutet der BGH an, dass auch außer-
halb des § 47 Abs. 2 S. 1 GBO im Einzelfall die Frage zu 
stellen ist, ob sich Erklärungen, welche dem Wortlaut nach 
nur die GbR betreffen, (auch) auf deren Gesellschafter be-
ziehen. Erteilt der Veräußerer der erwerbenden GbR im 
notariellen Kaufvertrag etwa Belastungsvollmacht zwecks 
Bestellung einer Finanzierungsgrundschuld im Namen 
des Veräußerers, wird nicht die GbR, sondern die finanzie-
rende Bank als Grundschuldgläubiger eingetragen. Vor dem 
Hintergrund, dass die GbR in diesem Fall nur als Vertreter 
des Veräußerers fungiert, hat sich das Grund buchamt bei 
der Prüfung der Eintragungsbewilligung von der Existenz 
der GbR und deren ordnungsgemäßer Vertretung in der 
Form des § 29 GBO zu vergewissern. Dies ändert aber 
nichts daran, dass die Belastungsvollmacht auch im Grund-
buchverfahren auslegungsfähig ist, was der BGH in seiner 
Entscheidung unmissverständlich deutlich macht. Eine Be-
lastungsvollmacht, welche dem Wortlaut nach der Erwer-
ber-GbR eingeräumt wurde, könne dahingehend ausgelegt 
werden, dass sie (auch) den Gesellschaftern persönlich 
zwecks gemeinschaftlicher Vertretung des Veräußerers 
erteilt wurde. Für die Anforderungen des § 29 GBO ist 
dies ausreichend. Was die Gestaltung der Belastungsvoll-
macht anbelangt, ist aus dem BGH-Beschluss allerdings 

die Schlussfolgerung zu ziehen, dass die von den Parteien 
gewollte persönliche Bevollmächtigung der GbR-Gesell-
schafter zur Bestellung der Finanzierungsgrundschuld am 
besten durch eine ausdrückliche Formulierung in der Er-
werbsurkunde klargestellt wird.

BGB §§ 1896, 1897
Subsidiarität der Betreuung gegenüber Vorsor-
gevollmacht 

a) Eine vom Betroffenen erteilte Vorsorgevollmacht 
hindert die Bestellung eines Betreuers nur, wenn gegen 
die Wirksamkeit der Vollmachtserteilung keine Beden-
ken bestehen (Senats beschluss vom 15. Dezember 2010 
– XII ZB 165/10 – FamRZ 2011, 285 Rn. 11).

b) Eine Vorsorgevollmacht steht der Anordnung der 
Betreuung auch dann nicht entgegen, wenn der Bevoll-
mächtigte als zur Wahrnehmung der Interessen des 
Betroffenen nicht tauglich erscheint, namentlich erheb-
liche Zweifel an seiner Redlichkeit im Raum stehen. In 
diesem Fall genügt die Einsetzung eines Kontrollbetreu-
ers gemäß § 1896 Abs. 3 BGB regelmäßig nicht.

BGH, Beschl. v. 13.4.2011 – XII ZB 584/10
Abruf-Nr.: 10975

Problem
Die an einer fortgeschrittenen Demenz leidende Vollmacht-
geberin erteilte im Januar 2010 eine Vorsorgevollmacht. 
Da die Geschäftsfähigkeit zum Zeitpunkt der Vollmachts-
erteilung zweifelhaft war, bestellte das Amtsgericht den 
Bevollmächtigten als Betreuer i. S. d. §§ 1896 ff. BGB. In 
der Beschwerdeinstanz wurde der Betreuer entlassen und 
für die Betroffene ein anderer Be treuer bestellt. Hiergegen 
legte die Betroffene Rechtsbeschwerde ein.

Entscheidung
Die Rechtsbeschwerde ist aus Sicht des BGH unbegründet. 
Der BGH ist der Ansicht, dass das Beschwerdegericht zu 
Recht die Einrichtung einer Betreuung trotz Vorliegens 
der Vorsorgevollmacht für erforderlich gehalten hat. Dies 
begründet der BGH damit, dass das in § 1896 Abs. 2 S. 1 
BGB niedergelegte Subsidiaritätsprinzip die Bestellung 
eines Betreuers nur hindert, wenn gegen die Wirksamkeit 
der Vollmachtserteilung keine Bedenken bestehen und der 
Bevollmächtigte nicht – wie im vorliegenden Fall – wegen 
erheblicher Zweifel an seiner Redlichkeit ungeeignet 
erscheint. Der letztere Gesichtspunkt spricht auch für die 
Einrichtung einer Vollbetreuung, da zur Abwendung 
einer etwaigen Vermögensgefährdung die Bestellung eines 
Kontrollbetreuers gem. § 1896 Abs. 3 BGB zur Überwa-
chung der Tätigkeit des Bevollmächtigten laut BGH nicht 
ausreicht.

BGB §§ 2075, 2269, 2270
Anwendung der Pflichtteilsstrafklausel auch 
bei Geltendmachung der Unwirksamkeit eines 
gemeinschaftlichen Testaments

Eine Pflichtteilsstrafklausel kann auch dann eingreifen, 
wenn der Pflichtteilsberechtigte die Unwirksamkeit des 
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gemeinschaftlichen Testaments geltend macht und sei-
nen gesetzlichen Erbteil fordert.

OLG München, Beschl. v. 7.4.2011 – 31 Wx 227/10
Abruf-Nr.: 10976

Problem
Ehegatten hatten sich in einem handschriftlichen gemein-
schaftlichen Testament gegenseitig als Alleinerben einge-
setzt und bestimmt: 

„Gesetzlich vorgesehene Pflichterbteile verbleiben im 
Eigentum des überlebenden Ehepartners. Pflichtanteilsbe-
rechtigte verzichten auf ihre Ansprüche. Sollte ein Pflicht-
teilsberechtigter seinen Erbteil fordern, wird er auch nach 
dem Tod des zweiten Erblassers auf den dann entstehenden 
Pflichtanteil beschränkt.“ 

Für den Fall, des Versterbens des Längerlebenden bestimm-
ten die Ehegatten, dass das Vermögen auf die beiden ge-
meinsamen Kinder B 1 und B 2 aufgeteilt werden soll. 

Nach dem Tod der Mutter wandte sich B 1 zunächst gegen 
die Erteilung des vom Vater beantragten Erbscheins, der 
jenen als Alleinerben auswies. Sie vertrat dabei die Auffas-
sung, dass entsprechend dem Willen der Mutter gesetzliche 
Erbfolge nach ihrem Tod eingetreten sei. Dem überlebenden 
Ehemann wurde ein Erbschein als Alleinerbe ausgestellt. 
Die Beschwerde der B 1 hiergegen blieb erfolglos. 

Der Erblasser errichtete sodann ein notarielles Testament, in 
dem er B 2 als Alleinerbin einsetzte und B 1 ausdrücklich 
enterbte. Das Nachlassgericht bewilligte auf Antrag von 
B 2 die Erteilung eines Erbscheins, der diese als Alleinerbin 
auswies. Hiergegen richtet sich die Beschwerde von B 2. 

Entscheidung
Das OLG München wies die Beschwerde gegen den Be-
schluss des Nachlassgerichts zurück. Es lässt allerdings 
ausdrücklich offen, ob der Erblasser durch wechselseitige 
Verfügungen im gemeinschaftlichen Testament an einer Al-
leinerbeneinsetzung der B 2 gehindert war. Es stellt darauf 
ab, dass die Rechtsnachfolge sowohl nach dem notariellen 
Testament als auch aufgrund des gemeinschaftlichen privat-
schriftlichen Testaments ggf. identisch sei und zur Einset-
zung der B 2 als Alleinerbin führe, da durch das Eingreifen 
der Pflichtteilsklausel eine Anwachsung (§ 2094 BGB) des 
Erbteils zugunsten der B 2 eingetreten sei. 

Die im gemeinschaftlichen Testament enthaltene Pflicht-
teilsklausel stelle eine typische letztwillige Anordnung 
dar, die das Wohlverhalten der Schlusserben dadurch ge-
währleiste, dass deren Erbeinsetzung unter der auflösenden 
Bedingung eines Verlangens des Pflichtteils nach dem Erst-
versterbenden steht. Problematisch war vorliegend jedoch, 
dass B 1 nicht den Pflichtteil nach dem ersten Erbfall ge-
fordert, sondern sich generell gegen die Wirksamkeit des 
gemeinschaftlichen Testaments gewandt hatte. Nach Auf-
fassung des OLG München ergibt die Auslegung, dass dies 
der Geltendmachung des Pflichtteils gleichsteht. Begründet 
wird dies damit, dass sich B 1 nicht mit der Forderung ihres 
Pflichtteilsanspruchs begnügt, sondern sich gegen die Al-
leinerbenstellung des Erblassers als solche gewandt und für 
sich die Stellung als gesetzliche Erbin beansprucht habe. 
Dies führe erst recht zur Erfüllung der objektiven Tatbe-
standsvoraussetzungen der Ausschlussklausel. Aufgrund 
Kenntnis vom Inhalt des gemeinschaftlichen Testaments 

habe B 1 durch ihr Verhalten im Rahmen des Nachlass-
verfahrens betreffend den vorverstorbenen Ehegatten auch 
in subjektiver Hinsicht gegen die Pflichtteilsstrafklausel 
verstoßen. 

A. Frieser, Formularbuch des Fachanwalts Erbrecht, 
Luchterhand Verlag, Köln 2011, 1332 Seiten, 109.– €

Das erstmals erschienene Formularbuch des Fachanwalts 
Erbrecht richtet sich an Fachanwälte, Notare und Anwalts-
notare und ist als eine praktische Ergänzung zum mittler-
weile in der vierten Auflage vorliegenden Handbuch des 
Fachanwalts Erbrecht gedacht. Das Werk ist ein klassi sches 
Formularbuch, welches die voranstehenden Vertrags- bzw. 
Schriftsatzmuster durch klau selbezogene Erläuterungen 
und Alternativformulierungen ergänzt. Neben Mustern 
zu den ein zelnen Verfügungen von Todes wegen ent-
hält das Buch auch Vorschläge für typische Gestaltungs-
varianten (Geschiedenentestament, Behindertentestament, 
Bedürftigen- bzw. Überschuldetentestament etc.) sowie 
eigene Kapitel zu den Themen Vorsor gevollmacht und 
Patientenverfügung, Unternehmensnachfolge, Erbfall mit 
Auslandsbezug und zur Stiftung. Im Unterschied zu ver-
gleichbaren Konkurrenzwerken bietet das zu rezensierende 
For mularbuch dem an dem Thema Mediation interessierten 
Notar auch einen umfangreichen Abriss über die Grundla-
gen der Mediation sowie das darauf basierende Verfahren. 
Ergänzt werden diese abstrakten Ausführungen durch kon-
krete Musterbausteine für entsprechende Schreiben an die 
Mediationsbeteiligten bzw. notwendige Dokumentations-
vermerke. 

Entsprechend dem Autorenkreis, der sich mehrheitlich 
aus Vertretern der Anwaltschaft zusammensetzt, ent hält 
das Formularbuch zum großen Teil Passagen, die für die 
notarielle Praxis keine oder nur geringe Relevanz haben. 
So nimmt beispielsweise die Dar stellung der gesetzlichen 
Anwaltsvergütung im Rahmen einer erbrechtliche Man-
datsübernahme sowie die Vorstellung und Erläuterung von 
Klageentwürfen in streitigen Erbrechtsverfahren gro ßen 
Raum ein. Daher kann das Formularbuch des Fachanwalts 
Erbrecht insbesondere dem Anwaltsnotar als eine alle 
Bereiche des Erbrechts abdeckende Formulierungs- 
und Gestaltungs hilfe uneingeschränkt zur Anschaffung 
empfohlen werden. Auch für den hauptberuflichen Notar 
stellt es aber eine nützliche Ergänzung der Formularbiblio-
thek dar. 

Notarassessor Dr. Hannes Klühs

P. Ulmer/M. Habersack/M. Winter, Großkommentar 
GmbHG, Ergänzungsband Mo MiG, Mohr Siebeck 
Verlag, Tübingen 2010, 779 Seiten, 129.– €

Ebenso wie beim GmbHG-Kommentar von Scholz wurde 
auch beim Großkommentar auf grund des Inkrafttretens des 
MoMiG eine unplanmäßige (aktualisierte) Kommentierung 
der geänderten bzw. neu eingeführten Vorschriften erfor-
derlich. Entsprechend dem Ansatz des Großkommentars 
werden neben der umfassenden Darstellung von Rechtspre-
chung und Lite ratur auch pointiert eigene Ansätze vertreten, 
was gerade in einem Rechtsgebiet wie dem re formierten 
GmbH-Recht, welches infolge der umfassenden Reform 
durch das MoMiG „in Bewegung gekommen ist“, einen be-
sonderen Mehrwert darstellt. Beispielhaft herausgegriffen 
seien die Ausführungen zur UG (haftungsbeschränkt), 
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insbesondere zur Reichweite des Volleinzahlungsgebots 
und des Sacheinlagenverbots gem. § 5a Abs. 2 GmbHG. 
Insoweit wird eine Nichtanwendung bei Kapitalerhöhungen 
auf 25.000.– € befürwortet (§ 5a Rn. 46, 48 f.). Jedenfalls im 
Hinblick auf das Sacheinlagenverbot hat sich der BGH die-
ser Auffas sung bereits angeschlossen (Beschl. v. 19.4.2011 
– II ZB 25/10, DNotI-Report 2011, 86). Trotz gewisser Be-
denken wird – m. E. zutreffend – darauf hingewiesen, dass 
die liberalisierten Kapitalaufbringungs regeln in § 19 Abs. 4 
GmbHG (Anrechnung bei verdeckter Sacheinlage) und 
§ 19 Abs. 5 GmbHG (sog. „Hin- und Herzahlen“) auch auf 
die UG (haftungsbeschränkt) sowie die mittels Musterpro-
tokolls gegründete GmbH Anwendung finden (§ 5a Rn. 47, 
50 f.; § 19 Rn. 47 f.). Entgegen der herrschenden Meinung 
in der Literatur wird die UG (haftungsbe schränkt) ferner 
umfassend als umwandlungsfähiger Rechtsträger an-
gesehen, da der Zweck des Sacheinlagenverbots durch die 
Sonderregeln des Umwandlungsrechts überlagert werde 
(§ 5a Rn. 73). Jedenfalls im Hinblick auf die Abspaltung zur 
Neugründung hat der BGH kürzlich die Einschlägigkeit des 
Sacheinlagenverbots gem. § 5a Abs. 2 S. 2 GmbHG bejaht 
und damit die Unzulässigkeit dieser Gestaltung angenom-
men (Beschl. v. 11.4.2011 – II ZB 9/10, DB 2011, 1263). 
Vor dem Hintergrund der vorgenannten Entscheidung des 
II. Zivilsenats vom 19.4.2011 (DNotI-Report 2011, 86) 
dürfte die UG (haftungsbeschränkt) aber als aufnehmender 
Rechtsträger dann in Be tracht kommen, wenn sie über ein 
Stammkapital von mindestens 25.000.– € verfügt. 

Von besonde rem Interesse für den Notar sind des Weite-
ren die Ausführungen zum gutgläubigen Erwerb gem. 
§ 16 Abs. 3 GmbHG sowie zur „neuen“ Gesellschafter-
liste i. S. v. § 40 GmbHG. Entgegen der bis herigen ober-
gerichtlichen Rechtsprechung (OLG München NZG 2011, 
473 = ZIP 2011, 612 = GmbHR 2011, 425; OLG Hamburg 
NZG 2010, 1157 – nicht rkr., Rechtsbeschwerde unter 
Az.: II ZB 17/10) wird die Möglichkeit des gutgläubigen 
Zwischenerwerbs gem. § 161 Abs. 3 BGB i. V. m. § 16 
Abs. 3 GmbHG bejaht und deshalb auch die Zuordnung 
eines Wider spruchs für möglich erachtet (§ 16 Rn. 184 f.; 
a. A. OLG München, a. a. O.). Angesichts des sen, dass 
der II. Zivilsenat jüngst eine Vermerkspalte in der Gesell-
schafterliste nicht beanstandet hat (NZG 2011, 516), dürfte 
unter der Prämisse der Zulässigkeit des gutgläubigen Zwi-
schenerwerbs die Auffassung, dass sich die Aufnahme einer 
Gesellschafterliste mit dem Hin weis auf eine Verfügungs-
beschränkung infolge aufschiebend bedingter Abtretung 
verbiete (§ 16 Rn. 189), abzulehnen sein. Im Hinblick auf 
den Listeninhalt ist schließlich noch erwähnenswert, dass 
der Geschäftsführer im Falle der Einreichung einer feh-
lerhaften Gesell schafterliste durch den Notar gem. § 40 
Abs. 2 GmbHG als zur Korrektur ermächtigt angese hen 
wird (§ 40 Rn. 78), was eher nicht dem Willen der Geset-
zesverfasser und dem Norm zweck des § 40 Abs. 2 GmbHG 
entsprechen dürfte (vgl. BT-Drs. 16/6140, S. 44 rechte 
Spalte oben). Etwas apodiktisch erscheint schließlich auch 
die These, einmal verbrauchte Nummern dürften niemals 
„reaktiviert“ werden (§ 40 Rn. 22), was die Zulässigkeit 
einer „Bereinigungs liste“ vergleichbar den Regelungen 
im Grundbuch oder Handelsregister (§ 28 Abs. 1 GBV, § 21 
Abs. 1 HRV) m. E. zu Unrecht in Abrede stellt. 

Die vorstehenden inhaltlichen Anmerkungen stellen die 
Qualität des Ergänzungsbands zum Großkommentar in kei-
ner Weise in Frage, sondern illustrieren lediglich die zahl-
reichen Zwei felsfragen, die stets mit weitreichenden Geset-
zesänderungen verbunden sind. Insoweit ist der vorliegende 

Band ein ausgezeichneter Wegweiser, der die praktischen 
Fragen stets in wissenschaftlicher Tiefe erörtert. 

Notar a. D. Sebastian Herrler 

B. Wegmann, Ehegattentestament und Erbvertrag, 
4. Aufl., C. H. Beck Verlag, München 2010, 196 Sei-
ten (inkl. CD-ROM), 28.– €

Das Werk stammt aus der Reihe „Beck’sche Musterver-
träge“ (Band 18) und enthält drei Muster verfügungen (ge-
meinschaftliches Ehegattentestament bei gemeinschaftlich 
erwirtschaftetem Vermögen/Erbvertrag mit Pflichtteils-
verzicht von Ehegatten mit bedeutenden Vermögensbe-
standteilen, die nicht gemeinsam erwirtschaftet wurden/
einseitiges Testament eines Ehegatten) nebst zahlreichen 
Varianten zu den einzelnen Mustern. Die Stärke des Werkes 
liegt entsprechend der Konzeption der Reihe darin, dass die 
einzelnen Abschnitte der Muster in einem zweiten Teil mit 
Erläuterungen versehen sind, die einem das Verständnis der 
Mustertexte und deren Abwandlung für andere Sachver-
haltskonstellationen erleichtern. Das Werk, das sich in der 
Neuauflage preislich betrachtet anderer Erbrechtsliteratur 
weiter annähert (28.– € gegenüber 16.– € in der Vorauflage) 
kann damit zwar kein umfassendes Formularbuch ersetzen, 
bietet aber für Ehegattenverfügungen eine nützliche Bera-
tungs- und Gestaltungshilfe. 

Dr. Gabriele Müller

G. Bachmann, Abschied von der „wirtschaftlichen Neugrün-
dung“?, NZG 2011, 441

C. Becker, Der Tod des Gesellschafters einer Personengesell-
schaft mit Familienstämmen: Gestaltungsinstrumente für den 
Gesellschaftsvertrag, ZEV 2011, 157

R. Böttcher, Die Reallast in der Immobilienpraxis, ZNotP 
2011, 122

J. Bormann/L. Böttcher, Vermeidungsstrategien bei der 
unternehmerischen Mitbestimmung in der SPE auf der Grund-
lage des ungarischen Kompromissvorschlags, NZG 2011, 411

P. Frohn, Der imaginäre Rückkaufswert als Berechnungsgrö-
ße – Lebensversicherung und Pflichtteilsanspruch, Rpfleger 
2011, 185

H.-U. Graba, Die Entwicklung des Unterhaltsrechts nach 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs im Jahre 2010, 
FamRZ 2011, 609

U. Graupeter, Die Auswechslung der Sicherungsabrede bei 
Grundschulden als genehmigungspflichtiger Vorgang in förm-
lich festgelegten Sanierungsgebieten und Entwicklungsberei-
chen, WM 2011, 535 

C. Hartmann, Grundstückserwerb von einer GbR nach 
§ 899a BGB – sicher gestaltbar und kondiktionsfest, ZNotP 
2011, 139

M. Ivens, Gesellschaftsvertragliche Abfindungsbeschränkun-
gen im Schenkung- und Erbschaftsteuerrecht, GmbHR 2011, 
465

G. Langenfeld, Wandlungen des Ehevertrags, NJW 2011, 966

D. Leipold, Ist der Wegfall des Zugewinnausgleichs bei Vor-
versterben des Ehegatten mit dem geringeren Zugewinn ver-
fassungsgemäß?, NJW 2011, 1179

M. Maetschke, Der Zeitpunkt der Kündigung des Grund-
schuldkapitals bei der Sicherung von Immobiliardarlehen, AcP 
2011, 287



96 DNotI-Report 12/2011  Juni 2011

S. Olk, OLG Düsseldorf erkennt Zulässigkeit der Auslandsbe-
urkundung durch Notare aus dem Kanton Basel bei Abtretung 
von GmbH-Geschäftsanteilen an, NZG 2011, 381

S. Schneider, Die neuen Gebühren im Handelsregister zum 
1.1.2011, notar 2011, 111

F. U. Schuster/M. Trettner, Grunderwerbsteuer – Einspar-
potential durch vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten beim 
Grundstückskauf, ZfIR 2011, 269

K. R. Wagner, Eintragungsvoraussetzungen für GbR in der 
Rechtsprechung der Oberlandesgerichte, ZNotP 2011, 172

R. Wagner, Inhaltliche Anerkennung von Personenstands-
urkunden – ein Patentrezept? – Überlegungen aus internatio-
nal-privatrechtlicher Sicht, FamRZ 2011, 609

M. Walloschek, Die Bedeutung der Testamentsvollstreckung 
im Grundbuchverkehr, ZEV 2011, 167

S. Weiler, Gesellschaftsrecht – Aktuelle Entwicklungen, notar 
2011, 117

R. Werner, Aktuelle Entwicklungen des Rechts der Unterneh-
mergesellschaft, GmbHR 2011, 459

D. Zorn, Erfüllung einer Verbindlichkeit oder lediglich rechtli-
cher Vorteil – Für und wider die „Gesamtbetrachtung“, FamRZ 
2011, 776

Mittwoch, 29. Juni 2011, 18 Uhr, HS C 
(Juridicum, Adenauerallee 24- 42, Bonn)

Prof. Dr. Wolfgang Löwer, Bonn: 

Die Entscheidung des EuGH vom 24. Mai 2011 (Nota-
riatsverfassungen, Staatsangehörigkeitserfordernis)

 – Kritik und Konsequenzen – 

Rheinisches Institut für Notarrecht der Rheinischen Fried-
rich-Wilhelms-Universität Bonn, Adenauerallee 46a, 53113 
Bonn, w.jura.uni-bonn/notarrecht

Ter mi ne für Juli 2011 – An mel dung und nä he re In for ma tio-
nen bit te di rekt beim DAI-Fach in sti tut für No ta re, Post-
fach 250254, 44740 Bo chum, Tel. (0234) 970 64 18, Fax 
(0234) 70 35 07 (www.an walts in sti tut.de).

Aktuelles Gesellschaftsrecht für Notare (Weiler), 9.7.2011 
Bochum

Aktuelle Fragen des Erbbaurechts in der notariellen Praxis 
(von Oefele), 16.7.2011 Köln

Intensivkurs Grundstücksrecht 2011 (Krauß/Wälzholz), 28.-
30.7.2011 Lübeck

Deut sches No tar in sti tut (He raus ge ber) 
- ei ne Ein rich tung der Bun des no tar kam mer, Berlin -  
97070 Würz burg, Ger ber stra ße 19 
Te le fon: (0931) 35576-0 Te le fax: (0931) 35576-225 
e-mail: dno ti@dno ti.de in ter net: www.dno ti.de 
Hin weis: 
Die im DNo tI-Re port ver öf fent lich ten Gut ach ten und Stel lung nah men ge ben 
die Mei nung der Gut ach ter des Deut schen No tar in sti tuts und nicht die der 
Bun des no tar kam mer wie der. 
Ver ant wort li cher Schrift lei ter: 
Notar a. D. Sebastian Herrler, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 
Be zugs be din gun gen: 
Der DNo tI-Re port er scheint zwei mal im Mo nat und kann beim Deut schen 
No tar in sti tut oder im Buch han del be stellt wer den. 
Ab be stel lun gen müs sen mit vier tel jähr li cher Frist zum Jah res en de er fol gen.  

Be zugs preis: 
Jähr lich 170,00 €, Ein zel heft 8,00 €, inkl. Ver sand kos ten. Für die Mit glie der 
der dem DNo tI bei ge tre te nen No tar kam mern ist der Be zugs preis im Mit glieds-
bei trag ent hal ten. 
Nicht ein ge gan ge ne Exemp la re kön nen nur in ner halb von 6 Wo chen nach 
dem Er schei nungs ter min re kla miert und kos ten frei zu ge sandt wer den.
Al le im DNo tI-Re port ent hal te nen Bei trä ge sind ur he ber recht lich ge schützt. 
Mit Aus nah me der ge setz lich zu ge las se nen Fäl le ist die Ver wer tung nur mit 
Ein wil li gung des DNo tI zu läs sig. 
Ver lag: 
Bun des no tar kam mer, Kör per schaft des öf fent li chen Rechts, Ge schäfts stel le 
Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 
Druck:  
Dru cke rei Franz Schei ner 
Hau ger pfarr ga sse 9, 97070 Würz burg

Le sen Sie den DNo tI-Re port  be reits bis zu 2 Wo chen vor Er schei nen auf un se rer In ter net sei te un ter  
www.dno ti.de. 

Post ver triebs stück: B 08129 
Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg
Post ver triebs stück, Deut sche Post AG, „Ent gelt be zahlt“


